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Die Berufsbildung solls richten 

1 Erbs~rtpür~:itatl ){~nlrrete Massnahmen 
Bundesratjohann Schneider-Ammann lud die Sozialpartner zum Spitzentreffen zur Berufsbildung. Neue Erkenntnisse, 
wie das inlandische Fachkraftepotenzial besser ausgeschõpft werden kann, gab es nicht. Dafür hatten sich alle li e b 

VON DENNIS BÜHLER 

Erst gab es gebratene Jakobsmuscheln 
auf Erbsenpüree mit Speck sowie Rauch­
lachs-Crêperoulade mit Schnittlauchsau­
errahm, dann setzten sich die vier Her­
ren, die über die Geschicke der Schwei­
zer Bildungs- und Wirtschaftspolitik be­
stimmen, nach vome und prãsentierten 
die Ergebnisse ihres Spitzentreffens. 
Wirtschaftsminister Johann Schneider­
Ammann, der oberste Gewerkschafter 
Paul Rechsteiner, Arbeitgeberchef Ro­
land Müller und und Erziehungsdirekto­
renprãsident Christoph Eymann lobten 
sich gegenseitig dafür, dass sie sich zu­
sammen an einen Tisch gesetzt, <<Hand­
lungsfelder definiert>>, «Konzepte erar­
beitet>>, «Berichte verfasst» und «Mass­
nahmen eingeleitet» hãtten. 

Oberstes Ziel der Vertreter von 
Bund, Kantonen, Politik und Wirt­
schaft ist es, dass in Zukunft 95 Pro­
zent aller jugendlichen über einen Ab­
schluss auf Sekundarstufe n verfügen -
also über eine berufliche Grundbil­
dung, eine Berufsmatura, eine gymna­
siale Matura oder einen Abschluss ei­
ner Fachhochschule. Neu ist diese Ziel­
setzung nicht: Bereits 2006 hatte die 
Erziehungsdirektorenkonferenz er­
klãrt, bis 2015 einen Anteil von 95 Pro­
zent erreichen zu wollen. Und auch 
allzu ambitioniert ist sie nicht: Schon 
heute haben 94,7Prozent aller Jugend­
lichen einen Abschluss in der Tasche, 
der über die obligatorische Schulzeit 
hinausgeht. Etwas Nachholbedarf be­
steht einzig bei Jugendlichen mit Mi­
grationshintergrund, die im Ausland 
eingeschult und erst spãter ins Schwei­
zer Schulsystem integriert wurden. 

Versõhnliche Worte 
Den Fachkrãftemangel wollen die 

Verbundpartner auch auf der Ebene 
der Hõheren Berufsbildung bekãmp­
fen. Wie bereits bekannt war, schlãgt 
der Bundesrat vor, die Teilnehmer vor­
bereitender Kurse für eidgenõssische 
Priifungen ab übernãchstemjahr finan­
ziell zu unterstützen. Zudem sind die 
Berufsverbãnde angehalten, Lehrab­
bruchquoten und Prüfungsmisserfolge 
zu analysieren. An den Kantonen ist es 
dann, konkrete Massnahmen zu ergrei­
fen. Schliesslich blieb man diese bisher 
weitestgehend schuldig. 

Die Politik will das inlandische Fachkraftepotenzial besser ausschõpfen. Ei n Polymechaniker arbeitet an einer Gasturbine. KEY 

ARBEITSMARKTBEOBACHTUNG 

Arbeitsvermittlungszentren kõnnten Reservoir für Fachkrafte sein 
ie Regionalen Arbeitsvermitt­
lungszentren (RAV) kõnnten 
einen wesentlichen Beitrag 

leisten, um dem Fachkrãftemangel 
entgegenzuwirken. Z u diesem 
Schluss kommt eine Studie, die von 
der Arbeitsmarktbeobachtung Ost­
schweiz, Aargau, Zug und Zürich, 
Amos a, in Auftrag gegeben wurde. 
Der Fachkrãftemangel sei eine der 
grõssten Herausforderungen der 

Schweizer Wirtschaft, sagte der Zür­
cher Volkswirtschaftsdirektor Ernst 
Stocker (SVP) bei der Prãsentation der 
Studie «Arbeitsmarktmobilitãt und 
Fachkrãftemangeh> in Zürich. Die Mas­
seneinwanderungsinitiative habe das 
Problem noch verschãrft. Die Wirt­
schaft müsse das Potenzial an Fachleu­
ten besser ausschõpfen. Politisch sei es 
nicht opportun, den Arbeitskrãfteman­
gel zu beklagen und dann gut qualifi-

zierte Leute nicht im Inland abzuholen. 
Potenzial wãre beispielsweise bei den 
RAV vorhanden, wie die Studie der Ar­
beitsmarktbeobachtung zeigt. So stieg 
der Anteil an Stellensuchenden mit 
Hochschulabschluss zwischen 2002 
und 2013 im Amosa-Gebiet von 10 auf 
17 Prozent. In den Kantonen Zug und 
Zürich sind es 24 Prozent der Stellensu­
chenden, die einen tertiãren Bildungs­
abschluss haben. (SDAl 

Rechsteiner zeigte sich gestern trotz­
dem zufrieden. «Auf Bundes- und auf 
kantonaler Ebene werden gegenwãrtig 
Sparpakete geschnürt», sagte er. «Des­
halb stellen die neuen Bekenntnisse 
von Politik und Arbeitgeberseite ein 
starkes Zeichen dar.» Seit der Aufhe­
bung des Euro-Mindestkurses Mitte Ja­
nuar befinde sich die Schweiz überdies 
in einer heiklen Situation, warnte Rech­
steiner. «Noch wissen wir nicht, ob der 
Franken-Schock zu einem Einbruch der 
Industrie und anderer Branchen füh­
ren wird und so auch Lehrstellen ge­
fãhrdet sein kõnnten.» 

Auch über Schneider-Ammann, des­
sen Bildungs- und Wirtschaftspolitik er 
für gewõhnlich kritisch gegenüber­
steht, ãusserte sich der St. Galler SP­
Stãnderat betont versõhnlich. «Schnei­
der-Ammann hat verstanden, dass bei 
der Berufsbildung nicht gespart wer­
den darf, sondern vielmehr investiert 
werden muss», sagte er. «Abschliessend 
werden wir allerdings nicht Worte, son­
dern Taten bewerten.» Der Bundesrat 
müsse den eingeschlagenen Weg jetzt 
auch konsequent verfolgen. 

Lob für Schweizer Eigenheiten 
Bund und Kantone hãtten nun ihre je­

weiligen Aufgaben gefasst, sagte Schnei­
der-Arnrnann. Wenn im Parlament bald 
die bundesrãtliche Strategie zur Fõrde­
rung von Bildung, Forschung und Inno­
vation (BFI-Botschaft) in denjahren 2017 
bis 2020 zur Sprache komme, werde die 
Mittelverteilung mit Sicherheit umstrit­
ten sein. «Wichtig wird sein, dass auch 
die Kantone ihre Leistung erbringen», so 
Schneider--Arnrnann. «Nicht nur, aber 
vor allem auch ihre finanzielle.» 

Der FDP-Magistrat genoss es gestem 
sichtlich, für einmal weder von Ge­
werkschaftern noch Arbeitgebern kriti­
siert zu werden. Noch in der Frühjahrs­
session war er im Stãnderat gerügt wor­
den, weil seine bereits 2011 lancierte 
Fachkrãfteinitiative nur langsam voran­
gekommen war. Gefordert worden war 
unter anderem «mehr Leadership» und 
«mehr Tempo». Nun setzte Schneider­
Ammann zum Lob!ied auf die Schwei­
zer Verhãltnisse an: «Die Tatsache, dass 
wir unsere Sozial- und Verbundspart­
nerschaft derart intensiv pflegen, ist 
ein Grund für die tiefe Arbeitslosig­
keit», sagte er. 

Nicht viel mehr als Appelle an di e Wirtschaft 
Wieso die Stelle des Heizungs­
monteurs gefahrdet ist und was 
der Bundesrat via Bildungs­
massnahmen hatte unterneh­
men kõnnen, erldart alt Natio­
nalrat Rudolf Strahm (SP) im 
Interview. 

VON ANNA WANNER 

Herr Strahm, bei seinem Auftritt er­
klãrte Bundesratjohann Schneider­
Ammann zusammen rnit Gewerk­
schafts- und Arbeitgebervertretern, 
dass die Berufsbildung gestãrlct wer­
de. Das sollte in Ihrem Sinne sein. 
Rudolf Strahm: ]a. Es ist es ein positives 
Bekenntnis zur Berufsbildung und zur hõ­
heren Berufsbildung, auch wenn die gan­
ze Übung mehr deklamatorisch war. 

Mit anderen Worten: Das Bekenntnis 
ist unnütz. 
Nein, es ist nicht unnütz. Am Bekenntnis 
wurde zwei Jahre lang gearbeitet - und es 
fãllt sehr positiv aus. 

Viel Neues beinhaltet es aber nicht. 
Dass 95 Prozent der Jugendlichen 
einen Sek-11-Abschluss machen, ist bei-

spielsweise ein bekanntes Ziel. 
Genau. Die damalige Wirtschaftsministe­
rin Doris Leuthard hat vor zehn Jahren 
das Ziel zusammen mit den Kantonen ver­
einbart. Und es ist heute bei al! jenen Ju­
gendlichen erreicht, die in der Schweiz ge­
boren sind, bei Auslãndern und Schwei­
zern. N ur bei den neu zugewanderten Ju­
gendlichen ist die Quote tiefer. Grundsãtz­
lich finde ich es positiv, wenn sich der 
Bundesrat weiterhin zu diesem Ziel be­
kennt. 

Was ist also neu am gemeinsamen Be­
kenntnis? 
Neu ist das Anforderungsprofil, das für 
die einzelnen Berufe erstellt werden soi!. 
So wissen die Jugendlichen, was hinter 
den Berufen steclct. Wiederholt wurde 
auch das Bekenntnis zur Erfahrung in der 
Arbeitswelt, also dem Praxisjahr für Gym­
nasiasten, die an eine Fachhochschule 
wollen. Leider ist keine Entscheidung ge­
fallen zur Aufwertung der Titel der hõhe­
ren Berufsbildung. Das ist ein Problem, 
weil gut ausgebildete Arbeitskrãfte aus der 
Schweiz den auslãndischen Konkurrenten 
unterliegen. Wegen des Titels werden Ab­
solventen von auslãndischen Massenuni­
versitãten vorgezogen. 

Sie sagten einmal, dass ein Schweizer 
Heizungstechniker rnit hõherer Be-

«In der Bildung kann 
man keine Blitz­
Massnahmen 
ergreifen.» 
Rudolf Strahm 
Autor, alt Nationalrat (SP) und 
ehemaliger Preisüberwacher 

rufsbildung in Wârmetechnil< besser 
qualifiziert sei als ein deutscher Inge­
nieur. 
Das würde ich immer noch unterschrei­
ben. Wenn ein Schweizer vier jahre Hei­
zungsmonteur gelernt hat, macht er dann 
mõglicherweise mit 30 Jahren eine Hõhe­
re Fachschule oder eine Hõhere Fachprü­
fung - die frühere Meisterpriifung. Er spe­
zialisiert sich beispielsweise auf Solartech­
nil<, Wãrmepumpentechnik, Sensortech­
nik oder Gebãudeautomation. Der weiter­
gebildete Heizungsmonteur kennt nicht 
nur die Praxis von der Pil<e auf, sondern 
kennt auch die neuesten Technologien. Er 
trãgt dann vielleicht einen Titel eines 
Technikers HS, steht jedoch in Konkur­
renz mit einem Bachelor einer deutschen 
Hochschule. 

Wenn der Monteur den Titel Bachelor 
tragen würde, würde er die Stelle eher 
erhalten? 
Im Kampf zwischen Gyrnnasium und Be­
rufslehre muss man den]ugendlichen und 
den Eltern konkrete Karrierewege und Ti­
tel anbieten kõnnen. Wer den Weg der Be­
rufslehre geht, dem muss ein ãquivalenter 
Titel zum Bachelor und Master in Aussicht 
gestellt werden. 

Immerhin stellt der Bundesrat eine 
«finanzielle Entlastung» für die Absol-

venten von eidgenõssischen Prüfun­
gen in Aussicht. 
]a. Die Finanzierung der Berufsbildung ist 
sehr teuer. Das Gewerbe hat dafür 400 
Millionen Franken verlangt. Der Bundes­
rat hat nun 100 Millionen Franken ver­
sprochen. 

Gewerkschaften, Arbeitgeber und der 
Bundesrat haben ein Bekenntnis abge­
geben. Der kleinste gemeinsame Nen­
ner ist aber so klein, dass es kaum 
Platz für konkrete Massnahmen gibt. 
Es handelt sich nicht um Massnahmen; es 
sind Appelle an die Wirtschaft. Appelle, 
mehr Lehrlinge auszubilden zum Beispiel. 
Wobei man dem Bundesrat auch zugute­
halten muss: In der Bildung kann man 
keine Blitz-Massnahmen ergreifen. Denn 
selbst wenn ein Bildungsweg speziell ge­
fórdert wird, dauert eine Ausbildung im­
mer noch drei bis vier Jahre. 

Sie erwarten also keine konkreten 
Massnahmen mehr? 
Ich erwarte, dass wie angekündigt im 
Sommer endlich konkrete Massnahmen 
zu den Ãrzten, zum Pflegepersonal, zum 
Betreuungspersonal, zur Mint-Ausbil­
dung und zur Titelãquivalenz erlassen 
werden. Aber das war nicht Inhalt des 
gestern prãsentierten Papiers zur Berufs-; 
bildung. 


